
310 Sonstige strafverfahrensrechtliche Vorschriften

die Durchführung eines gerichtlichen Strafverfahrens für 
geboten, so ist das Verlangen auf gerichtliche Strafver­
folgung zu stellen. Anderenfalls wird im Wirtschaftsstraf­
verfahren durch Wirtschaftsstrafbescheid des zuständi­
gen Ministers oder der von ihm ermächtigten Dienst­
stelle der Wirtschaftsverwaltung auf die nach § 24 
zulässigen Strafen oder Maßnahmen erkannt.

(3) Das Verlangen auf gerichtliche Strafverfolgung 
kann bis zum Beschluß über die Eröffnung des Hauptver­
fahrens zurückgenommen werden.

(4) Eine gerichtliche Strafverfolgung kann nicht mehr 
stattfinden, wenn ein Wirtschaftsstrafbescheid rechts­
kräftig erlassen worden ist.

§ 22
(1) Für die sachliche Zuständigkeit der Gerichte gelten 

die Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes und der 
Notverordnung vom 14. Juni 1932 (RGBl. I S. 285) mit 
der Maßgabe, daß die großen Strafkammern auch in den 
Fällen zuständig sind, in denen nach diesen Vorschriften 
die Zuständigkeit der Schwurgerichte begründet sein 
würde.

(2) In dem gerichtlichen Verfahren hat der zuständige 
Minister oder die von ihm ermächtigte Dienststelle der 
Wirtschaftsverwaltung die Rechte, die nach §§ 395 ff. der 
Strafprozeßordnung dem Nebenkläger zustehen. Er kann 
das Recht der Akteneinsicht ausüben.

§ 23
(1) Örtlich zuständig für das Verlangen der Strafver­

folgung und für die Festsetzung von Wirtschaftsstrafen 
ist die Dienststelle der Wirtschaftsverwallung, in deren 
Bezirk der Täter seinen Wohnsitz oder in Ermangelung 
eines solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat oder 
die strafbare Handlung begangen worden ist.


